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Von Michi Strausfeld 
 
Der gestörte Dialog: Lateinamerika und Europa 
 

Lateinamerika und Europa hatten stets eine enge Beziehung, und sie führen 

einen inzwischen mehr als fünf Jahrhunderte alten Dialog. Zu gewissen Zeiten 

gab es grössere Verbundenheit, aber immer wieder auch verletzte Hoffnungen, 

manchmal blieb man stumm. Daher ein kleiner Rückblick, um die heutige 

Situation aufzuzeigen. 

Spanier und Portugiesen, die Entdecker und Eroberer, brachten ihre Sprachen, 

Kulturen und den Katholizismus mit. Drei Jahrhunderte lang war der Kontinent 

ein Mythos für die Europäer, ihr Sehnsuchtsort. Die Neue Welt wurde idealisiert 

− hier gab es den Jungbrunnen, eine Welt der Unschuld, ein exotisches Paradies 

auf Erden, das Goldene Zeitalter. Eine faszinierende Utopie. Natürlich lauerten 

Gefahren wie Kannibalen und Amazonen, aber alle Mühen wurden entschädigt 

durch die märchenhaften Reichtümer, El Dorado und Potosí. 

Die Eroberer kamen mit Schwert und Kreuz, die Indios (eigentlich gar keine 

Menschen) wurden zu Zwangsarbeit missbraucht. Viele überlebten das nicht, 

andere nicht die eingeschleppten Krankheiten, gegen die sie keine Abwehrkräfte 

hatten. Von den 1492 geschätzten 50 Millionen Ureinwohnern waren 50 Jahre 

später 90 Prozent verstorben, ganze Landstriche entvölkert, die Hochkulturen 

zerstört. 

Drei Jahrhunderte lang stand Hispanoamerika unter der Herrschaft Spaniens 

(Kuba sogar bis 1898), das kein Interesse daran hatte, seinen Kolonien 

Fortschritt oder Bildung zu ermöglichen. Die Beziehung: eine Einbahnstrasse. 

Der peruanische Jesuit Viscardo y Guzmán schrieb zur Gedenkfeier 1792 aus 

seinem Londoner Exil: «Diese Geschichte kann auf vier Worte beschränkt 

werden: Undankbarkeit, Ungerechtigkeit, Sklaverei und Verlassenheit». Alexander 

von Humboldt hielt 1799 nach seiner langen Lateinamerikareise fest, dass 

Spanien vom Reichtum der Kolonien immens profitiere, die Regierungen in den 
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Vizekönigreichen schlecht wirtschafteten und die einheimische Bevölkerung 

unterdrückt werde. 

Verständlich, dass es keinen echten Austausch zwischen Mutterland und 

Kolonien gab, verständlich, dass die Länder Lateinamerikas nach 

Unabhängigkeit strebten, die sie zwischen 1810 und 1820 erlangten. Dies 

danken sie vor allem Simón de Bolívar, dem intellektuellen und militärischen 

Führer, dem Libertador, bis heute eine mythische Figur. Gabriel García Márquez 

hat sein Leben Roman «Der General in seinem Labyrinth» akribisch 

aufgezeichnet, da die Geschichtsbücher der schillernden Person und ihrem 

Traum von der Einheit Lateinamerikas – in verschiedenen Formen unverändert 

aktuell – nie gerecht wurden. 

Mit Bolívar, der mehrere Jahre in Europa lebte, begann ein neues Kapitel im 

Dialog zwischen der Alten und der Neuen Welt. Es war geprägt von der 

französischen Aufklärung und der Revolution, während in Spanien die 

Gegenreformation mit Inquisition herrschte. Paris wurde zur intellektuellen 

«Hauptstadt Lateinamerikas» und blieb es bis Ende des 20. Jahrhunderts. 

Selbst die vielen aberwitzigen Diktatoren, an denen der Kontinent im 19. 

Jahrhundert überreich war, verwiesen gerne auf ihre französische Bildung. Das 

kann man staunend nachlesen, z. B. bei Augusto Roa Bastos, der uns im 

Roman «Ich, Der Allmächtige» das Leben des paraguayischen Despoten José 

Gaspar Rodríguez de Francia zeigt. Dieser verbot seinem Land mehr als drei 

Jahrzehnte lang jeden Kontakt zur Aussenwelt. Das abenteuerliche Leben seiner 

Zeitgenossen Juan Manuel de Rosas in Argentinien, der die Indios systematisch 

dezimierte und dafür weisse Immigranten ins Land holte, oder von General 

Antonio López de Santa Anna in Mexiko, der elf Mal Präsident seines Landes 

wurde und die Hälfte des Territoriums an die USA verlor, bislang noch in keinem 

kanonischen Roman behandelt worden. Das ganze Jahrhundert war geprägt von 

den nie endenden Kämpfen zwischen besessenen Caudillos um Macht und 

Reichtum.  

Die USA nutzten die Wirren der Unabhängigkeitskämpfe, um 1823 mit der 

Monroe-Doktrin, «Amerika den Amerikanern», ihre Machtansprüche gegenüber 

den Europäern zu zementieren. Mittelamerika wurde zu ihrem Hinterhof, in 
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anderen Ländern kontrollierten sie die Regierungen, intervenierten immer wieder 

– 1898 in Kuba, Haiti, der Dominikanischen Republik; 1926 in Nicaragua; 1902 

trennten sie Panama von Kolumbien. Desgleichen setzten sie demokratisch 

gewählte Politiker ab, so in Guatemala 1954, in der Dominikanischen Republik 

1963, in Grenada 1983 und Panama 1989. Sie übten ökonomischen Druck aus, 

verbündeten sich mit Gegnern legaler Staatschefs, finanzierten den Sturz 

Salvador Allendes in Chile, später unterstützten sie die «Contra» in Nicaragua 

und zahllose Putsche: eine lange Liste willkürlicher Akte, die sich tief ins 

Bewusstsein eingebrannt hat. «Big stick»–Politik, so definierte sie Roosevelt 

1900, also eine Erweiterung der Monroe–Doktrin.  

Damit verhalfen die USA vielen grausamen Diktatoren zu langen Amtszeiten, und 

berüchtigt ist die Aussage von Präsident Roosevelt über Anastasio Somoza 

(auch gültig für Leonidas Trujillo oder Fulgencio Batista): «He may be a son of a 

bitch, but he’s our son of a bitch». 

Wie schlimm diese Despoten regiert haben, kann man wieder in grossartigen 

Romanen nachlesen. Mario Vargas Llosa beschreibt den Dominikaner Trujillo in 

«Das Fest des Ziegenbocks», Miguel Angel Asturias den Guatemalteken Manuel 

Estrada Cabrera in «Der Herr Präsident», Gabriel García Márquez stellt uns in 

«Der Herbst des Patriarchen» einen mythologischen Herrscher vor, der viele Züge 

des Venezolaners Marcos Pérez Jiménez trägt. Alejo Carpentier liefert in «Die 

Macht der Methode» eine Collage mehrerer karibischer Despoten und 

thematisiert zugleich den intellektuellen Austausch diesseits und jenseits des 

Atlantiks. Diese «Diktatorenromane» übernahmen damit Aufgaben der Historiker, 

weil eine objektive Geschichtsschreibung fehlt, die Bürger durch sie erst ihre 

Vergangenheit kennenlernen.  

Lateinamerika hatte (und hat) also guten Grund, sich sowohl gegen die 

ehemaligen Kolonialmächte wie gegen die USA aufzulehnen. Mit beiden war kein 

paritätischer Dialog möglich.  

Carlos Fuentes schrieb: «Wir haben die Vereinigten Staaten stets als eine 

Demokratie nach innen und eine Weltmacht nach aussen wahrgenommen: Dr. 

Jekyll und Mr. Hyde. Die Demokratie haben wir bewundert, die Weltmacht 

beklagt. Und wir haben unter den Handlungen dieses Landes gelitten, das sich 
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im Namen eines historischen Sendungsbewußtseins mit Rohrstock, 

Dollardiplomatie und kultureller Arroganz ständig in unser Leben eingemischt 

hat». 

Einig blieben sich die Lateinamerikaner in ihrer Liebe zu Paris: la ville lumière, 

Stadt des Lichts und der Aufklärung, des Fortschritts, der Freiheit. Eine Reise 

dorthin gehörte zum intellektuellen Selbstverständnis, und immer lebten viele 

Schriftsteller dort: freiwillig, berufsmässig oder im Exil.  

Mit der Kubanischen Revolution kam 1959 ein neues Element in den Dialog. 

Zum ersten Mal hatte sich ein Land gegen die USA behaupten können: ein Fanal 

für den ganzen Kontinent. Obendrein war es nur eine Insel, die sich den 

übermächtigen USA entgegenzustellen wagte und die zwei Jahre später auch die 

militärische Invasion vereitelte. Das machte ihren Mythos und ihre 

Anziehungskraft aus.  

Die ersten Massnahmen faszinierten die Lateinamerikaner: die 

Alphabetisierungskampagne, kostenlose Schulen, preiswerte Weltliteratur und 

medizinische Versorgung für alle. Auch die Europäer waren beeindruckt, und 

daher zeigten sie grosse Solidarität mit dem aufmüpfigen Land, dem die USA 

1962 eine strikte Blockade aufzwangen. Als die Sandinisten 1979 ebenfalls 

eine erfolgreiche Revolution durchführten, war der Enthusiasmus in Europa 

wiederum enorm. David gegen Goliath: Wer wollte das ablehnen? 

In der Folge der Kubanischen Revolution entstanden viele Guerillagruppen, die 

für radikale Veränderungen kämpften – alle erfolglos. Che Guevaras Tod in 

Bolivien 1967 markierte das Ende vieler Träume, auch wenn der «Leuchtende 

Pfad» in Peru noch jahrelang seinen maoistischen Krieg führte. Einzig die Farc in 

Kolumbien, 1964 gegründet, sind noch aktiv – mit einer verheerenden Bilanz: 

sieben Millionen Opfer, darunter mehr als 200 000 Tote. 

Dank der Revolution in Kuba entwickelte sich ein neues 

Selbstbewusstsein und die Lateinamerikaner verlangen seitdem ein Gespräch 

auf Augenhöhe. In Havanna versammelten sich, vor allem während der 1960er 

Jahre, die Intellektuellen und Schriftsteller, lernten sich kennen und diskutierten 

ihre Probleme. Sie suchten auch nach einem neuen Selbstverständnis: Wer sind 

wir? Was macht unsere Identität aus? Seitdem befragen sich die 
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Lateinamerikaner intensiv, warum es ihnen nicht gelingt, in Politik und Wirtschaft 

ähnliche Erfolge zu erzielen, wie sie es in den weltweit bewunderten Romanen 

geschafft haben. Giganten in der Literatur, Zwerge in der Politik? Die Kultur ist 

jedenfalls seit der Revolution Aushängeschild und Stolz des Kontinents. 

Immer schon hatte es Versuche gegeben, das Wesen Lateinamerikas zu 

definieren: Die Auseinandersetzung zwischen «Zivilisation und Barbarei» (1845) 

blieb seit Domingo Faustino Sarmiento ein ständig wiederkehrender 

Gemeinplatz. Nach der Mexikanischen Revolution erschien 1925 «Die kosmische 

Rasse», von José Vasconcelos, ein Werk, das die Vermischung von Weissen, 

Indios, Schwarzen und Asiaten lobte. Argentinier erforschten die «Biographie der 

Pampa» (1933); Gilberto Freyre analyisierte «Herrenhaus und Sklavenhütte» 

(1933) und Sérgio Buarque de Holanda «Die Wurzeln Brasiliens» (1936). Aber 

der vermutlich meistdiskutierte Essay erschien 1900. Der Uruguayer José 

Enrique Rodó hatte den Kontinent mit «Ariel», dem Luftgeist aus Shakespeares 

«Sturm», identifiziert, der die ethischen und religiösen Werte der 

Lateinamerikaner verkörperte. Ihm gegenüber stand Calibán, der Utilitarist und 

Voluntarist des Nordens, den er schliesslich bezwingen würde. Diese Vision 

einer grandiosen Zukunft, des «Arielismo», prägte das Selbstverständnis 

mehrere Jahrzehnte, der Kontinent lebte mit dem Versprechen für bessere 

Zeiten. Wie Stefan Zweig über Brasilien schrieb: «Land der Zukunft».  

Ein halbes Jahrhundert später erkundete Octavio Paz das mexikanische 

Selbstverständnis in «Das Labyrinth der Einsamkeit» (1951) und stellte den 

Lateinamerikaner erstmals in die Gegenwart: Er war nun Zeitgenosse aller 

Menschen.  

Zwanzig Jahre später modernisierte der Kubaner Roberto Fernández Retamar 

1971 das Thema von «Ariel». In seinem Essay über die lateinamerikanische 

Kultur «Calibán» prangerte er die neokolonialistische Abhängigkeit des 

Kontinents an. Es ist der sicher wichtigste Beitrag zum Thema der 

Identitätssuche, da er durch die Revolution immense Verbreitung fand. Ähnliches 

gilt für die flott geschriebenen «Offenen Adern Lateinamerikas» (1971) von 

Eduardo Galeano – bis heute für viele Lateinamerikaner eine Bibel.  
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Auffallend in vielen Texten ist der enge Bezug zur europäischen Kultur, zu 

Griechenland, Shakespeare und immer wieder zur Aufklärung. Diese 

Verbundenheit gründet im Einfluss der spanischen Kultur während der 

Kolonialzeit (wunderbar nachzulesen in der Biografie von Octavio Paz über die 

«Zehnte Muse Mexikos», Sor Juana Inés de la Cruz) und später auf den 

Hunderttausenden Immigranten, die um die Jahrhundertwende vor allem nach 

Argentinien strömten. Nach Ende des Spanischen Bürgerkriegs folgten die 

republikanischen Flüchtlinge, die das neuere Verlagswesen in Mexiko und 

Argentinien prägten: Sie alle sorgten für die Präsenz Europas in der Kultur des 

Kontinents. 

Eine weitere, indirekte Folge der Kubanischen Revolution war die Entstehung der 

«Theologie der Befreiung». Die progressive Kirche solidarisierte sich mit den 

Unterdrückten, den Entrechteten, und diese Priester begeisterten, da sie keine 

Zweckbündnisse mit korrupten Machthabern eingingen. Ihre Anhänger, 

manchmal «Christkommunisten» genannt, versuchten soziale Missstände 

«basisdemokratisch» zu beheben. Dom Helder Camara, Erzbischof von Recife, 

war der prominenteste Wortführer, der einen «Dritten Weg zur Befreiung» 

vorschlug. Leonardo Boff, Theoretiker der Bewegung, erhielt von Kardinal 

Ratzinger dafür Lehr- und Predigtverbot, denn der Vatikan lehnte die 

«revolutionären» Theologien ab, man befand sich schliesslich im Kalten Krieg, 

und alles, was irgendwie «kommunistisch» klingen konnte galt als Gefahr auch 

Sozialprogramme. Nicht zuletzt deshalb wechselten viele Christen zu diversen 

Pfingstkirchen. Sie bilden heute in einzelnen Staaten einen Machtfaktor: In 

Brasilien machen sie ein Viertel der Bevölkerung aus. In Guatemala wurde 

Pastor Rios Montt zum  Präsidenten gewählt, und 1982/83 agierte er als 

«Schlächter der Indios»: 2013 verurteilte man ihn wegen Völkermord im eigenen 

Land.  

Jetzt, im 21. Jahrhundert, sind die revolutionären Illusionen verflogen. Der 

Kontinent richtet sich in der Gegenwart ein, projiziert seine Hoffnungen nicht 

mehr in die Zukunft. Kuba ist nach 56 Jahren Castrismus ein Staat ohne 

demokratische Freiheiten, der sich in ökonomischem Notstand befindet und die 

Aussöhnung mit den USA sucht. Nicaragua hat den Somoza-Clan durch die 
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Familie des Ex-Revolutionärs Daniel Ortega ersetzt, der als gewählter Diktator 

die Vermehrung des eigenen Vermögens betreibt. 

In Argentinien, Chile, Uruguay und Brasilien sind nach dem Trauma der blutigen 

Militärdiktaturen der 60er, 70er und 80er Jahre demokratische Strukturen 

entstanden, auch mussten die Staaten das ökonomisch «verlorene Jahrzehnt», 

die 80er Jahre, überwinden. 

Heute kennen sie trotz ihren gewaltigen gesellschaftlichen Problemen 

ökonomische Fortschritte, die allerdings heftigen Schwankungen unterliegen, je 

nach Nachfrage ihrer Rohstoffe und dem Interesse Chinas. Brasilien wurde zur 

Supermacht, die mit starker Stimme die eigenen Interessen und oft auch 

diejenigen ganz Lateinamerikas vertritt: ein Gegengewicht zu den USA. Das Land 

befindet sich aber zurzeit in einem ökonomischen Sinkflug. Venezuela steht mit 

der «bolivarianischen» Regierung unter Präsident Nicolás Maduro, der aus dem 

Öl- ein Ödland mit leeren Supermärkten machte, vor dem politischen und 

ökonomischen Abgrund. Peru erlebt unter Präsident Ollanta Humala einen 

bemerkenswerten Aufschwung. Ähnliches gilt für Kolumbien, das nach den 

beiden schlimmsten Jahrzehnten, den 80er und 90er Jahren mit mächtigen 

Drogenmafias und heftigen Guerillakämpfen, jetzt erstmals hoffen kann, einen 

Frieden mit der Farc zu schliessen. Die drei ärmsten Länder, Ecuador, Bolivien 

und Paraguay, rückten im Juli 2015 in das mediale Interesse, weil Papst 

Franziskus sie besuchte und deutliche Worte für das wichtigste Problem 

Lateinamerikas fand: die soziale Ungleichheit, die Herrschaft der oligarchischen 

Familien – zehn oder hundert – über die Massen, die im Elend leben. Der Papst 

machte sich zu ihrem Fürsprecher und plädierte für ökologisches Wachstum, für 

mehr Gerechtigkeit. Kommentarlos akzeptierte er ein Kreuz in Form von Sichel 

und Hammer, das Präsident Evo Morales ihm in Bolivien überreichte.  

Franziskus betreibt die Erneuerung der kirchlichen Strukturen, will eine Kirche für 

die Armen – als wolle er fünfzig Jahre nach der «Theologie der Befreiung» diese 

Bewegung legitimieren. Sicher geschieht dies auch, um den Zulauf zu den 

Pfingstkirchen zu vermindern, denn jeder vierte Katholik stammt aus 

Lateinamerika, da hat der Vatikan viel zu verlieren. 
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Der in seinem Kontinent besonders aktive Papst – ihm verdankt Kuba die 

Annäherung zu den USA und er vermittelt im Konflikt Kolumbiens – ist heute der 

beliebteste Lateinamerikaner.  

Mittelamerika ist zwar nicht mehr der Hinterhof der USA, hat aber schier 

unlösbare soziale, ökonomische und demokratische Probleme. Das erklärt das 

Aufkommen der gewalttätigen Jugendgangs, der Maras, die mit der brutalen 

Drogenmafia kooperieren. Das verbreitete Elend und die Hoffnungslosigkeit 

treibt immense Flüchtlingsströme über den Rio Grande. Zwischen Oktober 2013 

und Juni 2015 wagten etwa 70 000 unbegleitete Kinder und Jugendliche aus 

Mittelamerika und Mexiko den Weg in den Norden, viele von ihnen suchen die 

vor Jahren geflohenen Eltern.  

Vielleicht sollte man, um Lateinamerika heute zu verstehen, daran denken, wie 

jung der Kontinent ist. 30 Prozent der Bevölkerung waren 2005 keine 15 Jahre 

alt. Diese Jugend, aufgewachsen wie heute 80 Prozent der Bevölkerung in den 

Megacitys, erlebt die «weltweit extremste soziale Ungleichheit» so eine UNO-

Studie von 2012. Kriminalität und Gewalt prägen ihren Alltag und ihr Denken und 

spiegeln sich im Werk der Autoren und Cineasten. Ihr Aufbegehren gegen 

Unrecht, die Drogenhydra, die mangelnde Sicherheit in einzelnen Staaten erklärt 

ihre Ungeduld und Verzweiflung, die Situation zu ändern. Wenn es in Mexiko 

etwa 50 Millionen Arme gibt, wenn es andererseits geschätzte 25 Millionen 

Reiche gibt, wenn unter der Regierung Calderón im Krieg gegen die 

Drogenmafias 100 000 Tote und 30 000 «Verschollene» zu beklagen sind, wenn 

Präsident Peña Nieto das Massaker an 43 Studenten nicht aufklären kann, 

wenn der grausamste Drogenboss, El Chapo Guzmán, ungestört aus dem 

sichersten Gefängnis des Landes flieht, wenn Korruption omnipräsent ist – 

welches Vertrauen soll die Bevölkerung noch in diesen Staat haben? Das führt 

zu einem Demokratieproblem, zu einer Krise der Hoffnung auf ein gerechteres 

Leben: Das ist ein Pulverfass. 

In der Mehrzahl der Länder Lateinamerikas gibt es heute linksdemokratische 

Regierungen, die sich darum bemühen, Indios zu minimalen Rechten zu 

verhelfen (Bolivien), mehr Ökologie durchzusetzen (Ecuador), erfolgreiche 
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Sozialprogramme auf den Wegbringen (Brasilien, Argentinien), den Campesinos 

ihren Mais zu garantieren – im Kampf gegen Monsanto? Wie kann man den 

«Maismenschen», wie sie in der Maya-Bibel, dem «Popol-Vuh», sowie im Roman 

von M. A. Asturias genannt werden, ihren nicht genmanipulierten Mais erhalten? 

Diese «linken» Regierungen brauchen Erfolge, wirtschaftliche und intellektuelle 

Partner, Unterstützung beim Aufbau und bei der Festigung des Rechtsstaats, 

Hilfe bei der Überwindung des wachsenden Misstrauens in die Demokratien. 

Und hier stellt sich erneut die Frage nach dem Dialog zwischen Lateinamerika 

und Europa: Gibt es ihn noch, im 21. Jahrhundert? Können und wollen wir mit 

unseren politischen Erfahrungen, unserem Know-how und ökonomischen Mitteln 

helfen?  

Mir scheint, die Zeit der privilegierten Partnerschaft wurde von Europa nicht 

genutzt. Heute schauen die Lateinamerikaner pragmatisch in die Welt. Sie 

machen die USA nicht mehr für alle ihre Miseren verantwortlich, bekämpfen die 

eigenen Defizite, suchen mehr Unabhängigkeit, gründen diverse politische 

Allianzen nach dem Vorbild der EU. Und ihr Blick ist vor allem auf China 

gerichtet. 

Zwischen 2000 und 2015 kamen chinesische Machthaber 32 Mal nach 

Lateinamerika, vor allem nach Brasilien und Chile; auch Kuba und Argentinien 

stehen in der Gunst. Meist geht es um Rohstoffe, aber es gibt auch zwei 

Mammutprojekte: die interozeanische Eisenbahn von 3500 km Länge zwischen 

Brasilien und Peru und der interozeanische Kanal durch Nicaragua, ein Projekt, 

das die Erste Dame der Nation, Rosario Murillo, zwei Tage vor Weihnachten 

2014 publik machte. Sie dankte der Jungfrau María und allen Heiligen für ihren 

Beistand, den sie auch sicher brauchen wird, denn der Bau dieses Kanals durch 

den 43-jährigen chinesischen Milliardär Wang Jing steckt voller Tücken und ist 

mit einschneidenden Veränderungen im Ökosystem des Landes verbunden – 

was auch für die Eisenbahnlinie gilt. 

Die derzeit grösste Gefahr, für die Demokratien und die Bürger, ist jedoch das 

Drogengeschäft. Wie ein Krake umklammert es fast alle Bereiche des 

öffentlichen Lebens, vor allem in Mexiko und Zentralamerika. Der mehr als 

fünfzigjährige Krieg gegen diese biblische Plage hat bisher keinen Erfolg gezeigt, 
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was  alle Experten und sogar die USA bestätigen. Die Droge muss legalisiert 

werden, um das Geschäft zu beenden – das jedenfalls verlangt eine Kommission 

ehemaliger Präsidenten Lateinamerikas sowie führender Intellektueller, was die 

USA, vor allem die Waffenindustrie, natürlich blockieren. 

Angesichts dieser immensen Probleme: Wie sollte ein neuer Dialog mit 

Lateinamerika aussehen, auf Augenhöhe, ohne erhobenen Zeigefinger? Sicher 

kann Frankreich unverändert eine wichtige Rolle in der intellektuellen Debatte 

spielen. Deutschland stand, trotz Alexander von Humboldt, dem «zweiten 

Entdecker», immer am Rande, da sollte endlich ein Anfang gemacht werden. Und 

der Moment ist günstig. Spanien, dem Lateinamerika nach Ausbruch der Krise 

2008 wirtschaftlich zuhilfe kam, könnte sich in der EU stärker für den Kontinent 

einsetzen. 

Insgesamt sind die Erwartungen der Lateinamerikaner an Europa sehr 

bescheiden geworden. Aber könnte man nicht die Gemeinsamkeiten der 

Kulturen vertiefen? Laut Octavio Paz gehört Lateinamerika zu Europa, das gilt 

unverändert. Es gibt eine kulturelle Kontinuität, die man stärken kann. Und dies 

gelingt am besten durch das Gespräch mit den Intellektuellen und mit Hilfe der 

Literatur, denn darauf ist der Kontinent stolz: Für sie das beste Indiz dafür, was 

Lateinamerika politisch und ökonomisch einmal erreichen kann. Die Autoren 

erklären uns ihren komplexen Kontinent – und dies beeindruckend gut. Nur 

scheint es, als habe Europa gerade jetzt die Neugier verloren, sie 

kennenzulernen und die neuen Bücher zu lesen. Steht Lateinamerika im Abseits, 

erleidet es eine «neue Einsamkeit», wie es García Márquez schon 1982 

befürchtete, darf es getrost vergessen werden? Da bleibt doch vielmehr die 

Frage, ob sich Europa damit nicht selbst in ein Abseits katapultiert, der Dialog 

zur Sackgasse wird. 

 

 


